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Text 

§ 21 
Anzeigepflichten 

(1) Die Errichtung, der Betrieb und die wesentliche Änderung 

 1. von Feuerungsanlagen für feste und flüssige Brennstoffe mit einer Nennwärmeleistung von 
mindestens 50 kW oder einer Lagerkapazität von mehr als 5.000 l flüssiger Brennstoffe, 

 2. von Feuerungsanlagen für gasförmige Brennstoffe mit einer Brennstoffwärmeleistung von 
mindestens 1 MW, sofern dafür nicht eine Bewilligung gemäß § 19 oder § 38 erforderlich ist, 

ist der Behörde vor ihrer Ausführung anzuzeigen. (Anm: LGBl. Nr. 65/2018) 

(2) § 19 Abs. 2, 3 und 5 gelten für das Anzeigeverfahren sinngemäß. 

(3) Die Behörde hat die Errichtung, den Betrieb und die wesentliche Änderung von gemäß Abs. 1 
angezeigten Feuerungsanlagen 

 1. mit einer Nennwärmeleistung von mindestens 50 kW und bis zu 400 kW innerhalb von acht 
Wochen, 

 2. mit einer Nennwärmeleistung über 400 kW oder einer Lagerkapazität von mehr als 5.000 l 
flüssiger Brennstoffe innerhalb von drei Monaten 

ab Einlangen der vollständigen Anzeige mit Bescheid zu untersagen, wenn das Vorhaben den 
Bestimmungen dieses Landesgesetzes sowie den auf Grund dieses Landesgesetzes erlassenen 
Verordnungen nicht entspricht. Die Untersagungsfrist ist gewahrt, wenn die Behörde den Bescheid am 
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letzten Tag der Frist nachweisbar abfertigt, z. B. der Post zur Zustellung übergibt. (Anm: 
LGBL.Nr. 30/2010, 58/2014) 

(4) Anstelle der Untersagung kann die Behörde innerhalb der im Abs. 3 genannten Frist mit 
Bescheid auch Auflagen, Bedingungen und Befristungen vorschreiben, wenn dies notwendig ist, um die 
Einhaltung der Bestimmungen dieses Landesgesetzes sowie der auf Grund dieses Landesgesetzes 
erlassenen Verordnungen zu gewährleisten. 

(5) Wird das Vorhaben innerhalb der im Abs. 3 genannten Frist nicht untersagt, darf mit seiner 
Ausführung begonnen werden. Gleiches gilt, wenn die Behörde der anzeigenden Person vor Ablauf der 
genannten Frist schriftlich mitteilt, dass eine Untersagung der Ausführung nicht erfolgen werde. Die 
anzeigende Person ist verpflichtet, die Feuerungsanlage gemäß den Angaben in der Anzeige und in 
Entsprechung allfälliger Auflagen, Bedingungen und Befristungen zu errichten und zu betreiben bzw. 
durchzuführen. 

(6) Auf Verlangen der anzeigenden Person hat die Behörde die Nichtuntersagung des Vorhabens auf 
den vorgelegten Projektunterlagen zu bestätigen und der anzeigenden Person eine Kopie dieser 
Unterlagen auszuhändigen. 
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